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©teKtrdjgemeinbeDberfhafjtiataud) oor, eine

neue Stntage zu fctjaffen, ma§ int 2Beict)bitbe ber ©tabt,
ba ber ^lat) an bomtnierenber ©teEe oorgefetjen,. ein
neue§ SBatjrzeidjeit ju geben oerfprictft.

©o rtidjt nur bie ©egenroart m arid) fc^öneS
SSetï — bie ßufunft oerfpridijt nod) mefp:!

9if ^imttitNtriiiofH Des 3Jn-
gefeßes öobi 20. SUsueiOer 1913.

1. ©inleitung.
9Ber bie ©efetsgebung be§ Kanton§3ö*itf> in ben

legten Qafyren et to as näi)er oerfolgt, îann beachten, bafj
eine £>aupîfd)roieng!ett berfelben barin liegt, bie 23e*

bürfniffe non ©tabt unb Sanb unter einen |mt ju
bringen. ©a§ rafdje 2lufblüt)en ber KantonStpuplfiabt
in ben legten jroanjig Qa^ren ju einer ©rofjftabt, bie

©ntmidlung einer Eteitje oon ehemaligen ©öxfem su
inbuftrieüen 23ororten bat im mirtfd)aftlid)en Seben 25eo

ijältniffe gefdjaffen, meiere bie @efet$gebung übexi)oIten.
©te§ gilt gatij befonbetê für bie 23augefet)gebung.

Dbldjon ba§ 23augefet) com 23. Stprit 1893 „für
OrtfdE)aften mtt ftäbtifcijen SSer^ättniffen" fict) bemühte,
ben ißoftulaten, meiere inSbefonbere non ben ©täbten
ßürid) unb EBlnter;l)ur gefteüt rootben roaren, geredet ju
tnerben, obmotjl e§ bie SJlöglicbteit fdjuf, bafj febe ®e=

meinbe be§ Kantons fid) fretroitlig unter ba§ ©efet) ober
beftimmte Seile betreiben fMen tonnte, fo ergtng bod)
balb ber Eîuf nach «iner Eteoifion. ©urd) bie Elooefle

nom 28. 3"lt 1907 mürben einige ber 2lbänberung
bringenb bebürftige 23eftimmungen bem norhanbenen
23ebürfniffe angepaßt, ©letdjzetiig beauftragte ber 9te=

gierungSrat bie 23aubire!tion etnen gänjitdt) neuen @nt»

rourf für ein 23augefet) auszuarbeiten.
©te 2irbeit tonnte nicht rafch non flatten gehen, galt

eS boch, etnmat im eigenen Kanton bie bei ber 2ln»

roenbung beë ©efe^eS gemachten ©rfahrungen ju fammeln
unb ju ficht en, unb fobann namentlich auch bie ©efetp
gebung ber benachbarten Staaten in Starte unb ißrajis —
b. h- an Ort unb ©teEe — tennen ju lernen. 3n bie

EtenifionSjeit fäEt fobann bie Aufhebung beS zürdjettfdjen
ißrioatgefehbucheS burch ba§ etbgenöffifdje 3ioilgefe^bud£)
unb baS tantonate ©tnfüljrungSgefet) ju bemfelben, roeldje

jum Seit neue Eîormen im ©ebtete bei 23aurect)te3
brachten, unb enbltdh fene 23eroegung, bie unter bem
Etamen „moberner ©tabtebau" oon ®eutfd)lanb au§=

gegangen unb fchneE zu großer 23ebeutung gelangt ift.
3m 2Iuguft 1910 oeröffentlid|te bie tantonate 23au=

biretlion mit ©rmädjtigung be§ EtegierungSrateS einen
erften ©ntrourf für ein ,,23augefet) für ben Kanton
Zürich" in ber EEeinung, bafj alte 3utereffenten, oorab
bie ©emeinbebehörben unb 23eruf§oerbänbe, ©elegent)eit
hätten, zu ben bartn enthaltenen ©runbfätjen ©teEung
Zu nehmen, ©ine EJtenge oon ©ingaben mürben in ber
gotge eingereicht, beren Sichtung unb Prüfung mieberum
oiet Slrbeit toftete. 3m 2Mrz 1913 hat fobann bte
23aubirettion ben auf ©runb biefer ©ingaben umge=
arbeiteten ©ntmurf fertiggefteEt unb ber Etegterungsrat
hat am 20. Etooember bie 2ßortage an ben KantonSrat
gerichtet.

3m fotgenben foE ber 25etfuch gemadht roerben, zu
Zeigen, in metier SBeife ber neue S3augefet)entrourf einer»

^ur Aufklärung
In verschiedenen Fachschriften behauptet eine Firma, die

nur ausländische Maschinen vertreibt, von ihrer rtmden Sicher-
heitswelle (Syst. Carstens), diese sei die einzige, welche sich
in der Praxis glänzend bewährt habe.

Dem gegenüber darf auf Grund von Zeugnissen und Be-
legen behauptet werden, dass die schweizerischen Fabriken für
Holzbearbeitungsmaschinen

runde Messerwellen ssss

in mindestens gleich guter und zweckmässiger Ausführung
liefern. Bs ist namentlich die

A.-G. MASCHINENFABRIK LANDQUART
durch ihre Spezialeinrichtungen zur genauesten Herstellung
solcher Wellen in der Lage, die Schweiz. Kundschaft mit

nur» erstklassigen runden Wellen
zu bedienen, die den ausländischen in keiner Weise nach-
stehen.
Das Aufdoppeln der Vierkantwellen ist nicht zu empfehlen.

Handwerker der Holzbranche! Berücksichtigt die einheimische Industrie!
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Die Kirchgemeinde Ober st raß hat auch vor, eine

neue Anlage zu schaffen, was im Weichbilde der Stadt,
da der Platz an dominierender Stelle vorgesehen, ein
neues Wahrzeichen zu geben verspricht.

So schafft nicht nur die Gegenwart manch schönes
Werk — die Zukunft verspricht noch mehr!

M HWtnellttiiM!! des M-
Mes vom 2«. November isiZ.

1. Einleitung.
Wer die Gesetzgebung des KantonsZürich in den

letzten Jahren etwas näher verfolgt, kann beachten, daß
eine Hauptschwierigkeit derselben darin liegt, die Be-
dürfniffe von Stadt und Land unter einen Hut zu
bringen. Das rasche Aufblühen der Kantonshauptstadt
in den letzten zwanzig Jahren zu einer Großstadt, die

Entwicklung einer Reihe von ehemaligen Dörfern zu
industriellen Vororten hat im wirtschaftlichen Leben Ver-
Hältnisse geschaffen, welche die Gesetzgebung überholten.
Dies gilt ganz besonders für die Baugesetzgebung.

Oblchon das Baugesetz vom 23. April 1893 „für
Ortschaften nnt städtischen Verhältnissen" sich bemühte,
den Postulaten, welche insbesondere von den Städten
Zürich und Wtnterchur gestellt worden waren, gerecht zu
werden, obwohl es die Möglichkeit schuf, daß jede Ge-
meinde des Kantons sich freiwillig unter das Gesetz oder
bestimmte Teile desselben stellen konnte, so erging doch
bald der Ruf nach einer Revision. Durch die Novelle

vom 28. Juli 1907 wurden einige der Abänderung
dringend bedürftige Bestimmungen dem vorhandenen
Bedürfnisse angepaßt. Gleichzeitig beauftragte der Re-
gierungsrat die Baudirektion einen gänzlich neuen Ent-
wurf für ein Baugesttz auszuarbeiten.

Die Arbeit konnte nicht rasch von statten gehen, galt
es doch, einmal im eigenen Kanton die bei der An-
Wendung des Gesetzes gemachten Erfahrungen zu sammeln
und zu sichten, und sodann namentlich auch die Gesetz-

gebung der benachbarten Staaten in Theorie und Praxis —
d. h. an Ort und Stelle — kennen zu lernen. In die

Revisionszeit fällt sodann die Aufhebung des zürcherischen
Privatgesetzbuches durch das eidgenössische Zivilgesetzbuch
und das kantonale Einführungsgesetz zu demselben, welche

zum Teil neue Normen im Gebiete des Baurechtes
brachten, und endlich jene Bewegung, die unter dem
Namen „moderner Städtebau" von Deutschland aus-
gegangen und schnell zu großer Bedeutung gelangt ist.

Im August 1910 veröffentlichte die kantonale Bau-
direklion mit Ermächtigung des Regierungsrates einen
ersten Entwurf für ein „Baugesetz für den Kanton
Zürich" in der Meinung, daß alle Interessenten, vorab
die Gemeindebehörden und Berufsverbände, Gelegenheit
hätten, zu den darin enthaltenen Grundsätzen Stellung
zu nehmen. Eine Menge von Eingaben wurden in der
Folge eingereicht, deren Sichtung und Prüfung wiederum
viel Arbeit kostete. Im März 1913 hat sodann die
Baudirektton den auf Grund dieser Eingaben umge-
arbeiteten Entwurf fertiggestellt und der Regierungsrat
hat am 20. November die Vorlage an den Kantonsrat
gerichtet.

Im folgenden soll der Versuch gemacht werden, zu
zeigen, in welcher Weise der neue Baugesetzentwurf einer-
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fett! bie 93eburfrtiffe bet Städte zu befriedigen fudjt,
anbetfeil! aber and) ber (Sntroicflung bet SanbgemeinDen
(Rechnung tragen null, roobei jedoch nur auf bie trächtigeren
neuen ©runbfâhe aufmerffam gemalt roirö.

2. ©eltunglgebiet.
Jlad) § 68 de! geltenden Saugefeße! finb fcroohl

©emeinben all fßcioate befugt, für bie Anlage neuer und
bte Umgcßaltung beftehenber Ouartiere befonbere Sau*
Ordnungen zu erlaffen; btefe dürfen jedoch mit Sezug
auf ©ejunbheit!*, Sicherheit!» unb Feuerpolizei hinter
den Anforderungen te! ©efeße'S nicht jurücffteben; nur
für bte übrigen bautest liefen Seßimmungen befielt fomit
Fretbeit in deren Slulgeßaltung ®a nun aber bte ge*

funbhettl*, ßcherßeitl* unb feuerpolizeilichen Seßimmungen
im geltenden Saugefeß fpejiell.den Stäöten $üri<h unb
Söinterthut angepaßt morden roaren, fo ergab fid) all
notmenbige Folgerung, baß eine (Reiße oon Sandgemetnben,
beren roirtfchaftlidje und bouline ©ntroicîlung bte Unter*
mexfung unter dal Saugefeß erl)eifct)te, fid) entroeber
nur ungern bemfelben unterftellten, ober aber gänzlich
baoon abftanben. ©er neue Saugefeßentrourf fommt
nun ben ©emeinben bei Kanton! in dem Sinne ent*

gegen, baß er aud) bte gefunbßeitl*, ficherheitl* und
feuerpolizeilichen Seßimmungen tn die ©emetnbfbau
orbnung oerroeift. ©ie im ©efeß enthaltenen zwingen»
den Seßimmungen für bte ihm unterftellten ©emeinben
ftnb oerminbert roorben; dafür ift jede ©emeinbe, bie
fid) unter da! Saugefeß fMt, oerpßic|tet, für ihr ©eblet
eine aUgemetne Sauorbnung ju erlaffen. 3Bte bisher
bie Sauorbnung im Stnne bei § 68 bei geltenden ©e»

feßel, fo foHen auth bitfe Sauotbnungen ber ®e
nehmigung bei Dtegterunglrate! unterliegen. Für ben

©rlaß berfelben ift bie aligemeine ^Begleitung aufgeftetlt,
baß bie baupolizeilichen Sorfd)riften jugunften ber offenen
Sebauung unb [pejiell bei Kletnroohnunglbauel abge-
ftuft mer ben bürfen. 9lber ned) mehr, ©emeinben,
roeiche dem Saugefeh nicht unterliegen unb fich dem*

felben auch noch nicht unterroerfen motlen, haben bie
9Rögltd)feit, auf ihr ©eblet lediglich die gefeilteren Se
ftimmungen über ben 9lbftanb ber Sauten oon ben

Straßen* unb ©tunbßiicf! grenzen unb ooneinanber,
über die ©ebäubeßöße unb bie ^Begleitung oon Ulbroäffern
ju etïlâren. Ferner geftattet ber ©efeßentrourf jeder
©emeinbe, gleidjotel, ob fie bem Saugefeh unterfteht
ober nicht, jum Sdjuh« ihre! Ortlbilbel Seßimmungen
ju erlaffen. @r mirb damit in Anlehnung an die oom
(Regierunglrat etlaffene Serorbnung ber 4)etmatfcf)uß*
bemegung gerecht.

Sei btefer Seranlagung barf fid) da! ©eßß wohl
mit (Red)t den (Ramen „Saugefeh für ben Kanton 3ürid)"
beilegen; e! gibt jeder ©emeinbe die SRöglicßfett, nach
äRaßgabe ihrer baulichen ©ntroicîlung oom gemehrten

Säurest, mie e! burdj S*watrecf|t und Straßengefeh
normiert iß, Schritt für Sdjritt zu einem entroiefeiteren
Saurecht überzugehen. ©urd) ben großen (Rahmen,
melcher bem Inhalt ber Sauorbnung gezogen ift, ftnb
foroobt die Städte 3ürtdE) unb 2Binterthur, all jebe
Sanbgemetnbe, in melcher eine größere bauliche ©ätigfeit
einfeßt, in ben Stand gefeßt, diejenigen Seftimmungen
ZU treßen, meiche ihrem baulichen ©ntmictlunglgrab
enlfprecßen.

3. Sau* unb iftioeaulinien.
2lu! bem 2lbfd)nttt über bie Sau- unb (Rioeaulinien

iß einzig bte Seßimmung hetoorzuljeben, monad) die
Saulinien bte ©renzen bezeichnen, bi! zu benen bie

©rundßücfe auf ber Slraßenfeite überbaut metben bürfen.
©er heute geltenbe ©rwtbfaß, baß Neubauten nur
parallel zur Saulinie errichtet roerben bürfen, ift fallen
gelaffen.

4. Ortlgeßaltung.
SBährenb da! geltenbe Saugefeh ganz alfgemein lagt,

baß all ©runblage für ben Ülulbau etner 0nfd)aft ein
Kataßerplan unb ein Sebauunclpfan aufzußeüen fei,
mtbmet ber Saugefehentmurf bem „Ortlgeßaüunglplan"
einen ganzen 9lbfd)nitt (§§ 5—10) Fetie bem Sauaefeß
unterßeüte ©emeinbe iß oeipßichtet, einen Ortlgeßaltung!*
plan aufzußellen. @r enthält bie bal ©erratn bar»
ftellenben £öl)enfuroen, bte befiehenben unb bie zu»

lünftig neu anzulegenden fpauptflraßenzüge unb Sabn»
linien, bie aßqemetne ©ntroäfferunglanlage, fetner bie
ößentltchen (ßläße unb fßatfanlagen, die oor ber Über*
bauung zu feßüßenben 2Balö* unb @tünßäd)en, die Sptel»
plähe unb momöglidh auch die (ßläße für bte ößentlichen
©ebäube unb die mistigeren IRebenßraßen. Sei (Huf*
ßeKung diefe! Ortlgeßaltunglplane! foil darauf Sedadjt
genommen merben, daß gerichtlich ober fünftlerifd) be

beutungloolle Saubenfmäter erhalten, unb fcßöne Ort!*»
Straßen» und Sanbfchattlbilber oor Serunßaltung be»,

roabrt roerben. Sefonber! betont trieb, daß für die
SBohnßraßen hiufidptich der ©efäKloerbältniffe forote
ber gefamten Straßenanlage roeniger ßrenge (Rönnen
anzuroenben feien all für die Serfehrlftraßen, fetner,
daß bte Straßen fo geführt roerben follen, daß eine
ausreichende Sefonnung ber SBohnßäufer gefiebert ift,
unb baß endlich für gewerbliche Setriebe befonbere @e»

btete ausgetrieben merben bürfen. 3Bo bte Serhältniffe
e! angemeffen erfchetnen laffen, fönnen auch mehrere
©emeinben zur Slufßeüung eine! OrtSgeftaltungSplane!
fid) zu einem Serbanbe oeretnigen. Sie fönnen auch
hiezu oom (Regterunglrat angehalten roerben.

©a! Obligatorium bei Ortlgeßaltunglplane! fann
nun ben SRadRetl zeitigen, daß bei beffen Set öffentlichung
die Slegenf'Saftenfpefulation fid) auf Objefte ßürzb roelSe
gemäß jenem tn beoorzugter Sage liegen (iftähe fünftiger
ijbauptoerfehrSfiraßen oder ißarfanlagen) ; um diefe SBir»
fung zu paralpfteren, fönnen die ©emeinben bei @e»

neßmigung de! Ortegeftaltunglplane! burS den IRe*

gterunglcat ben Sobenroert für bal ©ebiet, melSel zur
©urSführung ber Straßen unb zur Einlage ber ößent»
HS en Slähe unb Straßen nötig fetn mirb, im Schätzung!»
oetfahren feßfteHen laffen und ben bort fefigejVUten
Sreil in bem Sinne all maßgebenb erflären, baß bie
©emeinbe bei einer fpätern ©rroerbung da! Sand ni^t
teurer zu bezahlen hat. (Sine fotdje Schätzung hat aber
nur für zeh" •Fahre ©ültigfeit. (Schluß folgt.)

6djicip. CanDesaitslteüung in Bern 1914.

©ie Koßcftioausfielleo der llbteilungen
îlrpooduftlott, (ßetoeobe, 3nduftoie und Sccljnif.

Seitdem die Scf)®eiz zum lehten SJlale in ©enf 1896
an etner großen Sanbelaulßeßung ihre roirtfd^afllic^en
unb fozialen Kräfte zur Schau geßeüt hat, finb ni^t nur
tn ber ©ecfjnif ber ^robuftion mächtige Forifchritte er*
Ztelt roorben, e! hat im ßufammenhang damit aud) die
gcfeUfchaftliche Farut der ißrobuftionlroeife bebeutfame
Änderungen erfahren. So roirb die fommenbeSandel*
aulßeüung ebenforoohl durch bie großartige @nt
roieflung übetrafdjen, die ©eroerbe, Fnbußrte unb
£ed)nif im 3«Hraum oon nahezu zwei ©ezennien ge*
nommen haben, roie auS burS die S&îad^t unb ben Ilm»
fang neuer Organifationlformen, zu beren einer fich die
©eroerbe ber Schweiz gerade bei biefer ©etegenhett die
£anb retdjen: ©te Kolleftioaulftellung, eine roenn
auS nur oorübergeßenbe Futereffengemeinfchaft, die oon
etner großen 3af)I oon Unternehmern zur (Streichung
eine! Fwecfel eingegangen roirb, für beffen îftealifierung
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seits die Bedürfnisse der Städte zu befriedigen sucht,
ander seil s aber auch der Entwicklung der Landgemeinden
Rechnung tragen will, wobei jedoch nur auf die wichtigeren
neuen Grundsätze aufmerksam gemacht wird.

2. Geltungsgebiet.
Nach H 68 des geltenden Baugesetzes sind sowohl

Gemeinden als Private befugt, für die Anlage neuer und
die Umgestaltung bestehender Quartiere besondere Bau-
ordnungen zu erlassen; diese dürfen jedoch mit Bezug
auf Gesundheils-, Sicherheits- und Feuerpolizei hinler
den Anforderungen des Gesetzes nicht zurückstehen; nur
für die übrigen baurechllichen Bestimmungen besteht somit
Freiheit in deren Ausgestaltung Da nun aber die ge-

sundheits-, ficherheits- und feuerpolizeilichen Bestimmungen
im geltenden Baugesetz speziell den Städten Zürich und
Winterthur angepaßt worden waren, so ergab sich als
notwendige Folgerung, daß eine Reihe von Landgemeinden,
deren wirtschaftliche und bauliche Entwicklung die Unter-
werfung unter das Baugesetz erheischte, sich entweder
nur ungern demselben unterstellten, oder aber gänzlich
davon abstanden. Der neue Baugesetzentwurf kommt
nun den Gemeinden des Kantons in dem Sinne ent-

gegen, daß er auch die gesundheitê-, ficherheits- und
feuerpolizeilichen Bestimmungen in die Gemeindebau
ordnung verweist. Die im Gesetz enthaltenen zwingen
den Bestimmungen für die ihm unterstellten Gemeinden
sind vermindert worden; dafür ist jede Gemeinde, die
sich unter das Baugesetz stellt, verpflichtet, für ihr Gebiet
eine allgemeine Bauordnung zu erlassen. Wie bisher
die Bauordnung im Sinne des H 68 des geltenden Ge-
setzes, so sollen auch diese Bauordnungen der Ge
nehmigung des Regierungsratcs unterliegen. Für den

Erlaß derselben ist die allgemeine Wcgleitung aufgestellt,
daß die baupolizeilichen Vorschriften zugunsten der offenen
Bebauung und speziell des Kleinwohnungsbaues abge-
stuft werden dürfen. Aber noch mehr. Gemeinden,
welche dem Baugesetz nicht unterliegen und sich dem-
selben auch noch nicht unterwerfen wollen, haben die
Möglichkeit, auf ihr Gebiet lediglich die gesetzlichen Be
flimmungen über den Abstand der Bauten von den

Straßen- und Grundstücks grenzen und voneinander,
über die Gebäudehöhe und die Wegleitung von Abwässern
zu erklären. Ferner gestattet der Gesetzentwurf jeder
Gemeinde, gleichviel, ob sie dem Baugesetz untersteht
oder nicht, zum Schutze ihres Ortsbildes Bestimmungen
zu erlassen. Er wird damit in Anlehnung an die vom
Regierungsrat erlassene Verordnung der Heimatschutz-
bewegung gerccht.

Bei dieser Veranlagung darf sich das Ges'tz wohl
mit Recht den Namen „Baugesetz für den Kanton Zürich"
beilegen; es gibt jeder Gemeinde die Möglichkeit, nach
Maßgabe ihrer baulichen Entwicklung vom gemeinen
Baurecht, wie es durch Privatrecht und Straßengesetz
normiert ist. Schritt für Schritt zu einem entwickelteren
Baurecht überzugehen. Durch den großen Rahmen,
welcher dem Inhalt der Bauordnung gezogen ist, sind
sowohl die Städte Zürich und Winterthur, als jede
Landgemeinde, in welcher eine größere bauliche Tätigkeit
einsetzt, in den Stand gesetzt, diejenigen Bestimmungen
zu treffen, welche ihrem baulichen Entwicklungsgrad
entsprechen.

3. Bau- und Niveaulinien.
Aus dem Abschnitt über die Bau- und Niveaulinien

ist einzig die Bestimmung hervorzuheben, wonach die
Baulinien die Grenzen bezeichnen, bis zu denen die
Grundstücke auf der Straßenseite überbaut werden dürfen.
Der heute geltende Grundsatz, daß Neubauten nur
parallel zur Baulinie errichtet werden dürfen, ist fallen
gelassen.

4. Ortsgestaltung.
Während das geltende Baugesetz ganz allgemein sagt,

daß als Grundlage für den Ausbau einer Orischaft ein
Kaiasterplan und ein Bebauungsplan aufzustellen sei,
widmet der Baugesetzentwurf dem „Ortsgestaitungsplan"
einen ganzen Abschnitt (ZZ 5—16) Jede dem Bouaesetz
unterstellte Gemeinde ist verpflichtet, einen Ocisgestaltungs-
plan aufzustellen. Er enthätt die das Terrain dar-
stellenden Höhenkurven, die bestehenden und die zu-
künftig neu anzulegenden Hauplstraßenzüge und Bahn-
linien, die allgemeine Entwässerungsanlage, ferner die

öffentlichen Plätze und Parkanlagen, die vor der Über-
bauung zu schützenden Wald- und Grünflächen, die Spiel-
Plätze und womöglich auch die Plätze für die öffentlichen
Gebäude und die wichtigeren Nebenstraßen. Bei Auf-
stellung dieses Ortsgestaltungsplanes soll darauf Bedacht
genommen werden, daß geschichtlich oder künstlerisch be

deulungsvolle Baudenkmäler erhalten, und schöne Orts -

Straßen- und Landschattsbilder vor Verunstaltung be-,
wahrt werden. Besonders betont wird, daß für die
Wohnstraßen hinsichtlich der Gefällsverhältnisse sowie
der gesamten Straßenanlage weniger strenge Normen
anzuwenden seien als für die Ver kehr s itraßen, ferner,
daß die Straßen so geführt werden sollen, daß eine
ausreichende Besonnung der Wohnhäuser gesichert ist,
und daß endlich für gewerbliche Betriebe besondere Ge-
biete ausgeschieden werden dürfen. Wo die Verhältnisse
es angemessen erscheinen lassen, können auch mehrere
Gemeinden zur Aufstellung eines Ortsgestaltungsplanes
sich zu einem Verbände vereinigen. Sie können auch
hiezu vom Regierungsrat angehalten werden.

Das Obligatorium des Ortsgcstaltungsplanes kann
nun den Nachteil zeitigen, daß bei dessen Veröffentlichung
die Ltegenschaftenspekulation sich auf Objekte stürzt, welche
gemäß jenem in bevorzugter Lage liegen (Nähe künftiger
Hauptverkehrsstraßen oder Parkanlagen) ; um diese Wir-
kung zu paralysieren, können die Gemeinden bei Ge-
nehmigung des Ortsgeftaltungsplanes durch den Re-
gterungsrat den Bodenwert für das Gebiet, welches zur
Durchführung der Straßen und zur Anlage der öffent-
lichen Plätze und Slraßen nötig sein wird, im Schätzungs-
verfahren feststellen lassen und den dort festgestellten
Preis in dem Sinne als maßgebend erklären, daß die
Gemeinde bei einer spätern Erwerbung das Land nicht
teurer zu bezahlen hat. Eine solche Schätzung hat aber
nur für zehn Jahre Gültigkeit. (Schluß folgt.)

Schweizer. LMesauüstellW i» Bern IM.
Die ^Kollektivaussteller der Abteilungen

Urproduktion, Gewerbe, Industrie und Technik.
Seitdem die Schweiz zum letzten Male in Genf 1896

an einer großen Landesausstellung ihre wirtschaftlichen
und sozialen Kräfte mr Schau gestellt hat, sind nicht nur
in der Technik der Produktion mächtige Fortschritte er-
zielt worden, es hat im Zusammenhang damit auch die
gesellschaftliche Form der Produktionsweise bedeutsame
Änderungen erfahren. So wird die kommende Landes-
ausstellung ebensowohl durch die großartige Ent-
wicklung überraschen, die Gewerbe, Industrie und
Technik im Zettraum von nahezu zwei Dezennien ge-
nommen haben, wie auch durch die Macht und den Um-
fang neuer Organisationsformen, zu deren einer sich die
Gewerbe der Schweiz gerade bei dieser Gelegenheit die
Hand reichen: Die Kollektivausstellung, eine wenn
auch nur vorübergehende Interessengemeinschaft, die von
einer großen Zahl von Unternehmern zur Erreichung
eines Zweckes eingegangen wird, für dessen Realisierung
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